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§ 237 
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01.01.2003 

Beachte 

Ist auf Verfahren anzuwenden, in denen die Klage oder der verfahrenseinleitende Antrag nach dem 31. 
Dezember 2002 bei Gericht eingelangt ist. (vgl. Art. XI Abs. 2, BGBl. I Nr. 76/2002) 

Text 

Zurücknahme der Klage. 

§. 237. 

(1) Die Klage kann ohne Zustimmung des Beklagten nur bis zum Einlangen der Klagebeantwortung 
oder des Einspruchs gegen den Zahlungsbefehl zurückgenommen werden. Wenn gleichzeitig auf den 
Anspruch verzichtet wird, kann die Klage ohne Zustimmung des Beklagten bis zum Schlusse der 
mündlichen Streitverhandlung zurückgenommen werden. 

(2) Die Zurücknahme der Klage geschieht durch einen dem Beklagten zuzustellenden Schriftsatz 
oder durch eine bei der mündlichen Verhandlung abgegebene Erklärung. Die Zustellung des Schriftsatzes 
erfolgt auf Grund einer Verfügung des Vorsitzenden ohne vorgängige Beschlussfassung des Senates. 

(3) Die Zurücknahme der Klage hat zur Folge, daß die Klage als nicht angebracht anzusehen ist und, 
wenn die Parteien nichts anderes vereinbaren, der Kläger dem Beklagten alle diesem nicht bereits 
rechtskräftig auferlegten Prozeßkosten zu ersetzen hat. Der Antrag auf Kostenersatz ist bei sonstigem 
Ausschluß, wenn die Klage bei der mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird und der Beklagte 
anwesend ist, in dieser, sonst binnen einer Notfrist von vier Wochen nach der Verständigung des 
Beklagten von der Zurücknahme der Klage durch das Gericht zu stellen. Über den Antrag auf 
Zuerkennung des Kostenersatzes entscheidet der Vorsitzende durch Beschluß. 

(4) Die zurückgenommene Klage kann neuerlich angebracht werden, wenn nicht bei deren 
Zurücknahme auf den geltend gemachten Anspruch verzichtet wurde. 


